
wir in der Lage sein, unseren sozialistischen Aufbau 
mit staatlichen und rechtlichen Mitteln in größtmög­
lichem Maße voranzutreiben und zu schützen.

Die „Sowjetischen Beiträge“ geben uns auf einem 
sehr wichtigen Teilgebiet der Staats- und Rechts­
wissenschaft die Möglichkeit, die Forderung des 
IV. Parteitages der SED nach „Hebung des wissen­
schaftlichen Niveaus in Studium, Lehre und Forschung 
auf der Grundlage der Anwendung der Erkenntnisse 
der fortschrittlichen Wissenschaft“2) zu verwirklichen. 
Diese Aufsätze kann nun jeder deutsche Jurist studie­
ren und in seiner Arbeit verwerten, ja, er ist dazu 
verpflichtet. Damit ist auch hier der für unseren gegen­
wärtigen Entwicklungsstand schädliche Zustand der 
„internen“ Auswertung der Sowjetwissenschaft über­
wunden; das Material ist jedem in einer einwandfreien 
Übersetzung zugänglich und „darf“ nicht nur von 
einzelnen Mitarbeitern einzelner Institutional studiert 
werden. Erst auf dieser Grundlage kann es in vollem 
Umfang der Entwicklung eines sozialistischen Rechts­
bewußtseins dienstbar gemacht werden. Es liegt nun 
bei unseren Studenten, Praktikern und Theoretikern, 
diese Möglichkeit zur Wirklichkeit werden zu lassen.

Die Bedeutung der „Sowjetischen Beiträge“ wächst 
noch angesichts der Tatsache, daß im „Rechtswissen­
schaftlichen Informationsdienst“ Aufsätze zur Theorie 
des Staates und des Rechts unverhältnismäßig selten 
erschienen sind. Das ist um so weniger zu entschuldi­
gen, als die Leitung des Deutschen Instituts für Rechts­
wissenschaft, das als Herausgeber des „Rechtswissen­
schaftlichen Informationsdienstes“ verantwortlich 
zeichnet, die überragende Bedeutung der Theorie für 
die Weiterentwicklung unserer demokratischen Rechts­
wissenschaft durchaus erkennt3).

II
Eines der erstrangigen Prinzipien der Sowjetwissen­

schaft ist die notwendige Einheit von Theorie und 
Praxis. Die ungenügende Beachtung der Verbindung 
von Theorie und Praxis ist in unserem augenblick­
lichen Entwicklungsstadium das entscheidende Hemm­
nis für die Weiterentwicklung unserer demokratischen 
Rechtswissenschaft und -praxis. Deshalb haben wir 
über diesen Punkt zu diskutieren begonnen4) und auch 
bereits die ersten Schritte zur Überwindung getan.

Der vorliegende Sammelband ist uns hierbei Helfer 
und Ratgeber, und zwar weniger deshalb, weil die in 
ihm enthaltenen Arbeiten immer wieder auf die not­
wendige Verwirklichung dieses Prinzips hinweisen 
bzw. selbst in sich diese Verbindung demonstrieren, 
als vielmehr auf Grund der Bedeutung, die sie für die 
theoretische Schulung unserer Praktiker haben.

Der Aufbau der Grundlagen des Sozialismus setzt 
die bewußte, planmäßige Veränderung der Wirklich­
keit voraus. Unser Arbeiter- und Bauernstaat kann 
nur durch das bewußte Handeln seiner Funktionäre 
und des Volkes entwickelt, gefestigt und geschützt 
werden. Unser Staat wird stark sein, wenn das 
sozialistische Bewußtsein der Massen unseres Volkes 
und seiner Funktionäre hoch entwickelt ist. Das 
sozialistische Bewußtsein kann jedoch nur auf der 
Grundlage tiefer wissenschaftlicher Einsicht entstehen. 
Das sozialistische Staats- und Rechtsbewußtsein als das 
Kernstück des allgemeinen sozialistischen Bewußtseins 
baut deshalb auf der Wissenschaft auf, ist ein wissen­
schaftliches Bewußtsein. Daraus resultiert die Forde­
rung an unsere Richter und Staatsanwälte, sich die Er­
kenntnisse der fortschrittlichen Staats- und Rechts­
wissenschaft anzueignen, täglich aufs neue zu studieren. 
Unsere Wissenschaft beruht auf der Erkenntnis der 
gesellschaftlichen Wirklichkeit und der ihr inne­
wohnenden objektiven Gesetzmäßigkeiten. Sie gibt

2) Neue Wett 1954, Heft 8, S. 977.
3) vgl. Büttner, Staat und Recht 1953, Heft 4, S. 446. — 

Warum ist Nathan (Staat und Recht 1953, Heft 6, S. 762) dieser 
Tatsache gegenüber so nachsichtig und entschuldigt sie mit 
„objektiven Schwierigkeiten“?

4) vgl. Büttner, Staat und Recht 1953, Heft 4, S. 477 ff; Ben­
jamin, Staat und Recht 1954, Heft 1, S. 9 ff: Nathan, Staat und 
Recht 1953, Heft 6, S. 765 f; Krutzsch, NJ 1953 S. 760 ff; Volkland, 
NJ 1954 S. 227 ff.

damit die Möglichkeit, den Gang der Ereignisse vor­
auszusehen, die eigene Tätigkeit sowie die ganze ge­
sellschaftliche Entwicklung im Einklang mit den 
objektiven Gesetzen bewußt zu lenken.

Seit jener Feststellung B e n j a m i n s  auf der ersten 
Arbeitstagung des Obersten Gerichts mit den Richtern 
der damaligen Oberlandesgerichte3 6), daß unsere Urteile 
„überwiegend praktizistischen Charakter“ tragen, daß 
es „ihnen an der richtigen theoretischen Grundlage“ 
fehlt, hat sich bestimmt vieles geändert — auch hin­
sichtlich der theoretischen Grundlagen unserer Ge­
richtsurteile. Das gilt insbesondere für die vielen vor­
bildlichen Entscheidungen des Obersten Gerichts. 
Trotzdem ist die allseitige wissenschaftliche Weiterent­
wicklung unserer Richter und Staatsanwälte heute das 
wichtigste Mittel zur Verbesserung unserer Rechts­
praxis®). Auf Grund dieser Erkenntnis entstand der 
Beschluß des Kollegiums des Ministeriums der Justiz 
über die Ablegung des juristischen Staatsexamens 
durch alle Richter und Staatsanwälte bis zum Jahre 
1960. Es genügt eben nicht — wie D i m i t r o f f  ein­
mal sagte — „ein revolutionäres Temperament zu 
haben, man muß auch verstehen, die Waffe der 
revolutionären Theorie zu handhaben“. Nur wenn 
jedes einzelne unserer Gerichtsurteile wissenschaftlich 
richtig ist, d. h. auf dem Gesetz und dem sozialisti­
schen Rechtsbewußtsein beruht, werden wir die Ge­
setzlichkeit einhalten, die Werktätigen von der Richtig­
keit der Entscheidung überzeugen, unsere Ordnung 
festigen und schützen können.

Bei der Lösung dieser vor unseren Richtern und 
Staatsanwälten stehenden Aufgabe kommt der Staats­
und Rechtstheorie — und vor allem den hier zur Be­
sprechung stehenden „Sowjetischen Beiträgen“ — be­
sondere Bedeutung zu.

Das ergibt sich bereits aus dem Gegenstand der 
Staats- und Rechtstheorie. W y s c h i n s k i 7 )  spricht 
davon, daß die Rechtstheorie ein System von Rechts­
prinzipien ist, „auf deren Grundlage sich die ganze 
Rechtswissenschaft aufbaut, d. h. alle Zweige der 
Rechtswissenschaft“. Diese rechtstheoretischen Prin­
zipien liegen den Rechtsnormen selbst sowie den 
Methoden ihrer Herausbildung, Verwirklichung und 
Anwendung zugrunde. Die Rechtstheorie entwickelt 
ihre Prinzipien also nicht aus den Rechtsnormen, 
sondern aus den „Prinzipien des Sozialismus, der 
sozialistischen Revolution, der sozialistischen staat­
lichen und gesellschaftlichen Ordnung“. Die Prinzipien 
der Staats- und Rechtstheorie erklären und bedingen 
den Inhalt der einzelnen juristischen Disziplinen, 
Rechtsnormen und Rechtsinstitute. Daraus folgt mit 
Notwendigkeit, daß die Kenntnis der Theorie des 
Staates und des Rechts Grundvoraussetzung jeder 
weiteren Beschäftigung mit wissenschaftlichen Einzel­
fragen der juristischen Spezialdisziplinen ist, daß man 
ohne diese Kenntnis weder auf die Dauer richtig Recht 
setzen noch Recht sprechen kann!

Das ernsthafte Studium der „Sowjetischen Beiträge“ 
ist ein wesentliches Mittel zur Hebung des sozialisti­
schen Staats- und Rechtsbewußtseins unserer Justiz­
funktionäre, weil sie die Anschauungen des Proletariats 
über die Aufgaben und Ziele der Rechtstätigkeit des 
sozialistischen Staates zum Ausdruck bringen, weil — 
wie K u d a i b e r g e n o w  beweist8) — „die Rechts­
theorien ... der konzentrierteste Ausdruck, die Quint­
essenz des Rechtsbewußtseins der Klasse“ sind.

Doch darin besteht nicht die einzige praktische Be­
deutung der Staats- und Rechtstheorie. Indem die 
Theorie zur Entwicklung eines sozialistischen Staats­
und Rechtsbewußtseins beiträgt, muß sie notwendig 
gegen die bürgerlichen Lehren von Staat und Recht, 
gegen das bürgerliche Staats- und Rechtsbewußtsein 
kämpfen. Da allein die marxistisch-leninistische 
Staats- und Rechtstheorie wissenschaftlich ist und sein 
kann, stellt sie die beste Waffe zur Entlarvung der 
bürgerlichen Lehrmeinungen über den Staat und sein 
Recht dar. Indem die marxistisch-leninistische Staats-

5) NJ 1951 S. 150.
6) Krutzsch, NJ 1953 S. 760 ff.
7) Beiträge, S. 66/67.
8) Beiträge, S. 350.
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